
Aktionstag „5 vor 12 - wir sind unverhandelbar“ 

Rahmendaten: 

Bundesweit einheitlicher Aktionstag am 16.09.2017

Motto und Logo sind bei allen Veranstaltungen gleich, um die bundesweite Wirkung und 
Aufmerksamkeit zu gewährleisten.


Pressemitteilung seitens des CSD Deutschland wird als Ankündigung versandt.

Ebenfalls eine Vorlage für die lokalen Organisationen bereits gestellt.


Inhalt und Hintergrund 

Mit dem Aktionstag möchten wir sowohl in die Szene und Community wirken, als auch die Partei-
en und unsere Straight-Allies ansprechen.


Unser Appell an die Parteien und Gesellschaft 

Seit mittlerweile über 15 Jahren sind die Gleichberechtigung von Homo- und Transsexuellen Be-
standteil des Wahlprogramm der Partei „Bündnis 90 / Die Grünen“. Ebenso schreibt sich die SPD 
seit vielen Jahren dieses Thema auf die Fahne. Der Slogan „100% Gleichstellung nur mit uns“ 
dominierte den Wahlkampf der SPD innerhalb der Community in den letzten 2 Legislaturperioden. 


Die Realität sah dann jeweils so aus, dass wir im Koalitionsvertrag kaum noch vorkamen. Konkre-
te Ziele, wie zuletzt die Öffnung der Ehe für gleichgeschlechtliche Paare, wurden in den 

Vereinbarungen vermieden. Unsere Rechte wurden heraus verhandelt. 


Maßgeblich war dabei jeweils die CDU / CSU als bremsende Partei. CDU/CSU und die AfD leh-
nen eine vollständige Gleichstellung und ein Bemühen um gesellschaftliche Akzeptanz ab. 


In den Wahlkampf 2017 ziehen neben SPD und  Bündnis 90/ Die Grünen, auch FDP und Die Linke 
mit einem umfassenden Gleichstellungsversprechen. Da mindestens eine dieser Parteien in der 
zukünftigen Regierung vertreten sein wird, fordern wir ausdrücklich, dass die Rechte von Homo- 
und Transsexuellen Bestandteil des Koalitionsvertrages sein müssen. 


Gerade die in letzter Minute errungene Öffnung der Ehe auch für gleichgeschlechtliche Paare zeigt 
deutlich, dass innerhalb von CDU und CSU weiterhin eine breite Ablehnung und teilweise er-
schreckend Haltungen und Einstellungen in Bezug auf homo-, bi- und transsexuelle Menschen an 
der Tagesordnung sind. Selbst von Mitgliedern des Präsidiums der Union kommen Aussagen wie: 
„ungutes Gefühl“, „traditionell Mann und Frau“ „Bedrohung für die Gesellschaft“ und ähnliches. 


Was bleibt, ist die Bestätigung dessen, was die Antidiskriminierungsstelle des Bundes in der ak-
tuellen 2017er-Studie zur Homosexualität gerade veröffentlicht hat. Aktuell ergänzt um die Studie 
zur Situation von Homo-, Bi- und Transsexuellen am Arbeitsplatz. Es gibt auch heute noch eine 
weit verbreitete Ablehnung von Homosexualität und zwar je stärker, umso näher sie dem Einzel-
nen kommt. Diese Ablehnung speist sich aus kultureller Prägung (Tradition), religiöser Lehre und 
Erziehung. Es ist ein rein emotionales Empfinden, sachlich-rational nicht zu begründen und damit 
einfach das, was landläufig als Homo- und Transphobie bezeichnet wird.


Besonders zu beobachten auch in der Flüchtlingsfrage. Eben dieses Thema hat uns ein Erstarken 
der Rechten und Rechtspopulisten gebracht. Rechte Politik fördert und kanalisiert Ängste. Dar-
über hinaus ist sie perfide und versucht z.B. in Gestalt der AfD eine sogenannte Islamisierung als 
Gefahr für Homosexuelle zu instrumentalisieren. Darauf baut sie auf, denn Lösungen sind an-
strengend und komplex. Angst zu schüren und Schuldige zu präsentieren ist dagegen einfach. 




Eben hieraus erwächst uns auch Gefahr und Unsicherheit. Unsere Rechte sind nicht zementiert. 
Sie sind von einer wohlwollenden Mehrheit in den politischen Institutionen abhängig. Die Wahl 
von Donald Trump zum US-Präsidenten hat gezeigt, dass derzeit alles möglich ist.

 

Wir haben die Diskriminierung bei der Ehe, damit bei der Adoption und damit bei letzten zentralen 
Themen beendet. Doch bis sich diese Änderungen im Bewusstsein durchsetzen und zu einem 
Einstellungs- und Wertewandel in der Gesellschaft führen, wird es sehr viel Zeit brauchen. Damit 
wir diese Zeit auch bekommen, ist es auch an uns, den Einzug rechtspopulistischer Parteien und 
deren Gedankengut in den Bundestag zu verhindern. Gerade AfD und Co. machen in sozialen Fo-
ren und Medien Stimmung gegen Homo- und Transsexuelle. Sie hetzen gegen unsere erreichte 
Gleichstellung. Ihr Erstarken bedeutet Rückschritt statt Fortschritt. 

     

Ein Hinweis darauf, was dies bedeutet, zeigt der starke Anstieg gemeldeter Gewalttaten gegen 
Homosexuelle, die im 1. Halbjahr 2017 gegenüber dem 1. Halbjahr 2016 um 27% zugenommen 
haben.


Darauf soll der Aktionstag aufmerksam machen.


Wir möchten die Parteien daran erinnern, dass wir nicht einfach Verhandlungsmasse sind. Das es 
noch viel zu tun gibt und wir bundesweit Aktionspläne und Kampagnen benötigen, um Homo- 
und Transphobie zu begegnen. Wir möchten die Gesellschaft darauf hinweisen, wie wichtig wäh-
len ist und das jede Stimme zählt und Auswirkungen hat. In welcher Gesellschaft jede und jeder 
Einzelne von uns leben wird, können wir aktiv beeinflussen. 


Gustav Heinemann sagte einst: „Man erkennt den Wert einer Gesellschaft daran, wie sie mit den 
Schwächsten ihrer Gliedern umgeht.“ Dazu gehören Minderheiten, dazu gehören homo-, trans-, 
bi- und intersexuelle Menschen. 


Unser Appell an die Community aus Homo-, Bi-, Trans- und Intersexuellen: 

Johannes Kahrs sagte in seiner letzten Rede im Bundestag, „das Zeitalter der Toleranz ist vorbei. 
Es wird Zeit für ein Zeitalter der Akzeptanz.“ 


Ehe für Alle - und nun? Nun gilt es, zu verteidigen, was wir erreicht haben. Nun gilt es, Akzeptanz 
zu schaffen, wo bisher Toleranz herrschte. Akzeptanz heisst, angstfrei leben zu können. Ganz man 
selbst sein zu dürfen. Egal wen man liebt. Akzeptanz schaffen fordert uns alle. Ermöglichen wir 
der Gesellschaft Erfahrungen. Denn Angst habe ich doch oft vor Dingen, die ich nicht kenne. Wo 
das Wissen fehlt, da wachsen Vorurteile. 


Hier ist noch weiterhin viel zu tun. Tun wir es! In unserem privaten Umfeld, in Beruf und Freizeit. 
Doch auch weiterhin auf unseren Christopher-Street-Day-Demonstrationen. Die nun ein ganzes 
Stück mehr das sind, was sie im angloamerikanischen Kulturraum schon lange sind: Prides! 


Seien wir stolz darauf, wer wir sind und was wir erreicht haben! 


Wir rufen mit dem Aktionstag auch in die eigene Community:  Es liegt an jeder und jedem Einzel-
nen. Geht zur Wahl! Überlegt gut, wen ihr wählt. Vor allem jedoch wählt! Denn jede Stimme die 
fehlt, ist eine Stimme gegen uns. 




Noch offene Forderungen:


• Ergänzung § 3 GG um Merkmal sexuelle Orientierung und geschlechtliche Identität
• Öffnung der Ehe für gleichgeschlechtliche Partnerschaften bzw. übergangsweise vollständi-

ge Gleichstellung der  gleichgeschlechtlichen Partnerschaft mit der Ehe
• Volles Recht auf Zugang zum Adoptionsverfahren 
• Anpassung des Jugendschutzalters bei der §175 STGb - Rehabilitation
• Ende der Diskriminierung bei Blut und Organspende
• Umsetzung föderaler Aktionspläne / Bildungspläne und Auseinandersetzung mit besorgten 

Eltern (wobei AK sich im Detail mehr um Bundesthemen kümmert)
• Verbesserung Transsexuellengesetz und Verbesserung Belange intersexueller Menschen
• Gesellschaftlicher Respekt und Vielfalt
• Gesellschaftliche Teilhabe HIV positiver Menschen und Sicherung der Arbeit der Aidshilfen
• Stärkung lesbischer Interessen
• Bekämpfung von Diskriminierung innerhalb Community
• Mitwirkung in Seniorenräten
• Besetzung von Rundfunkräten
• Mitwirkung in allen relev. gesellschaftlichen Gremien


